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Stadt droht mit Gericht 
Keine Minimallösung bei Deponiesicherung Münchehagen 

&ebbursfMüodtebagen (re). Die Stadt 
Rehburg-Lcx:cum wird das ruhende Ver­
fahren vor dem Oberlandesgericht Lüne­
burg dann umgehend wieder aufgreifen, 
wenn Minimallösungen kommen und 
keine vernUnftige Lösung 'Zur Sicherung 
und Sanierung der Giltdeponie MUnche­
hagen einel1leits und keine auf Vertrauen 
gegründete Arbeit In den MUnchehagen­
Gremien andererseits möglich sind. Die 
Stadt befindet sich in Abstimmung mit 
dem Fachanwalt für Verwaltungsrecht, 
Geulen (Berlin). 

Der Erklärung von Verwallungschef 
Dieter Hüsemann stimmte der Stadtrat 
zu. Zuvor batte HUsemann - selbst Mit­
glied in den MOnchehagen-Gremien­
Entwicklung, Rechtslage und politische 
Willenserklärungen des Landtags sowie 
des Umweltminister:iums erl!l.utert. Er 
vertritt die Auffassung, daß die Landes­
regierung selbst dann nicht an einer Si­
cberung und Sanierung der Giftkippe 
herumkommt, wenn die Landesämter für 
Ökologie und Bodenforschung wie beab­
sichtigt nachweisen, daß das Tongestein 
SchadstoHe aus der Deponie zurilckhält 
und 80 Gefahren für die Umgebung mini­
mieren. Denn: Das Gericht habe darauf 

verwiesen, daß Sichenmgsmaßnahmen 
kein geeignetes Mittel darstellen, den 
grundsätzlich bestehenden Anspruch der 
Stadt auf Beseitigung der illegalen Dep0-
nie abzuwenden. Nur ein Planfeststel­
lungsverfahr@nkönntedieDeponienach­
träglich genehmigen. Dafür fehlen laut 
HUsemann alle StandortvorausseUun­
gen. Der Verwaltungschef ließ den Ein­
druck durchblicken, daß hinter der Krise 
die Finanzrnisere bzw. der Einfluß des 
Finanzmlnisteriwns auf das Umweltmi­
nisterium stecken könnte. "Ich gebe mich 
keinen Illusionen mehr hin. Du scheint 
alles festgelegt zu sein", sagte er auf 
HARKE-Nachfrage 

Die Umweltministerin kommt nach 
HQsemanns Worten nicht 80 einfach an 
den neuen Erkenntnissen der Landedm­
\er vorbeI. Daß die Berechnungen hinter 
verschlossenen Türen gelaufen seien, wi­
derspreche den klaren Vereinbarungen 
aller Beteiligten im Müncbehagen-Ver­
fahren. Nach der Sitzung machte eine 
Bürgerin klar. sollte sich das Land aus 
der Sicherung und Sanierung verabachie­
den, werde auf den Straßen mobil ge­
macht. Entsprechend hatten sich die Bür­
gerinitiativen und der BUND geaußert. 


